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Die dubiose Rolle der Lebensversicherungsgesellschaften
in der 2. Säule 
Private Lebensversicherungsgesellschaften wie die Swiss Life oder die Winterthur machen in der beruflichen Vorsorge seit Jahren satte Gewinne auf Kosten der Arbeitnehmenden. Dies weil sie die Überschüsse, welche sie mit Prämien der Arbeitgeber und Arbeitnehmenden erwirtschaften, gesetzeswidrig abschöpfen und grosszügig an Aktionäre und eigene Manager verteilen. Eine inakzeptable Selbstbedienung. Travail.Suisse fordert, dass - wenn es wegen der Finanzkrise Massnahmen bei der 2. Säule braucht - zuerst eine korrekte und legale Überschussverteilung bei den Lebensversicherern durchgesetzt wird. 
Von den rund 3.5 Millionen Arbeitnehmenden, welche eine 2. Säule haben, sind rund die Hälfte (1.8 Mio.) einer in der beruflichen Vorsorge tätigen Versicherungsgesellschaft angeschlossen. Die mit Abstand grössten Player sind die Swiss Life und die Winterthur. 
BVG als attraktives Geschäft für Lebensversicherer

Für die privaten Lebensversicherungsgesellschaften war das BVG-Geschäft in den letzten Jahren äussert attraktiv. Eigenkapitalrenditen von weit über 15 Prozent waren die Regel.
 Kein Wunder: Jahr für Jahr schöpften die Lebensversicherer die Gewinne, welche sie dank hoher Prämien, hoher Administrationskosten, guten Renditen und tiefen Mindestzinsen machten, an den Versicherten vorbei ab. Während bei den Pensionskassen die Überschüsse den Versicherten zugute kommen, verteilten die Lebensversicherer diese grosszügig an ihre Aktionäre und steckten sie in fette Managerentschädigungen. So sackte z.B. Rolf Dörig, CEO von Swisslife, 2007 satte 5.5 Millionen ein. Und dies obwohl die berufliche Vorsorge eine Sozialversicherung ist und die Vorsorgegelder allein den Versicherten zustehen. 
Ein Blick zurück: Rentenklau-Debatte führte zu Legal Quote

Erstmals aufgedeckt wurde der Skandal 2001/2002, als die Gewerkschaften fragten, wo die Milliarden aus den boomenden Börsen der 90-er Jahre geblieben waren. Die „Rentenklau“-Debatte führte dazu, dass die Selbstbedienung der Lebensversicherer mit Geldern, die den versicherten Arbeitnehmenden zustehen, per Gesetz verboten und Transparenzrichtlinien eingeführt wurden. Das ganze wurde in der so genannten „Legal Quote“ geregelt: Vom Gewinn (Überschuss) im BVG-Geschäft dürfen die Lebensversicherer maximal 10 Prozent selber einstreichen, 90 Prozent müssen an die Versicherten zurückfliessen. Eine an sich für die Lebensversicherer immer noch grosszügige Lösung.
Gesetzeswidrige Umsetzung: Bundesrat Merz unter dem Einfluss der Lebensversicherer

Der Bundesrat hätte die Aufgabe gehabt, die korrekte Handhabung der Legal Quote per Verordnung sicher zu stellen. Stattdessen führte das den Lebensversicherern hörige Finanzdepartement den Willen des Gesetzgebers ad Absurdum. Als Überschüsse galten nun plötzlich – bar jeglicher Logik – die Gesamteinnahmen. Die Verordnung erlaubte es den Lebensversicherern mit diversen Tricks unter dem dubiosen Konstrukt „ertragsbasierte Bruttomethode“ anstatt 10 Prozent des Gewinns, 10 Prozent des gesamten Umsatzes für sich zu behalten. Gedeckt und sogar unterstützt wurde das jämmerliche Spiel vom Bundesamt für Privatversicherungen (heute FINMA), das eigentlich die Lebensversicherer beaufsichtigen sollte. Die Geschäftsprüfungskommission des Nationalrates bemängelte 2007 denn diesbezüglich auch das Verhalten des Bundesrats. Und kürzlich hat eine Studie der Universität Genf in aller Deutlichkeit nachgewiesen, dass die in der Verordnung verwendete „Bruttomethode“ gesetzeswidrig ist.
 Fazit der ganzen Legal Quote-Übung bis heute: Jahr für Jahr haben die Lebensversicherungen den Arbeitnehmenden weiterhin rund eine halbe Milliarde Franken auf gesetzeswidrige Weise vorenthalten.
Eldorado für Lebensversicherer auch mit Legal Quote
Anstatt der gesetzlichen 10 Prozent der Überschüsse, haben die Lebensversicherer mit der dubiosen Bruttomethode schätzungsweise 50 Prozent der Überschüsse eingesackt. Und dies nebst überrissenen und versteckten Verwaltungskosten. Zudem werden die Überschüsse, welche den Versicherten gutgeschrieben werden, nicht direkt ausbezahlt, sondern fliessen in einen Überschussfonds. Diese Mittel werden nicht verzinst und können weiterhin von der Lebensversicherungsgesellschaft für die Schliessung von Deckungslücken belangt werden, wenn das Geschäft schlecht läuft. Wenn man weiter die Forderungen der Lebensversicherer nach noch tieferen Mindestzinsen und weiteren Senkungen des Umwandlungssatzes einbezieht, wird klar, dass den Lebensversicherern ein eigentliches Eldorado vorschwebt: Die Gewinne einsacken, bei Verlusten die Arbeitnehmenden zahlen lassen. Sämtliche Risiken sollen die Versicherten tragen. Null unternehmerisches Risiko.
Endlich Schluss mit der Selbstbedienung und Ausplünderung
Die Ausplünderung der Versicherten durch die Lebensversicherer muss endlich aufhören. Da sich der von den Lebensversicherungen unterwanderte Bundesrat bis jetzt strikt weigerte, die gesetzeswidrige Verordnung zu ändern, müssen nun die Rechte und Pflichten der Lebensversicherungen im Geschäft der beruflichen Vorsorge auf dem Gesetzesweg unmissverständlich geregelt werden. Dabei muss endlich eine transparente Rechnungslegung sichergestellt und dafür gesorgt werden, dass tatsächlich mindestens 90 Prozent der Gewinne an die Versicherten zurückfliessen („Nettoprinzip“). Bewegung in die Sache bringen könnte auch, dass einige Lebensversicherer unter dem Druck der Finanzkrise von Parlament und Aufsicht weniger rigide Solvenzvorschriften verlangen: Bis jetzt gelten für die Lebensversicherungsgesellschaften strenge Bewertungsvorschriften und sie müssen jederzeit einen hundertprozentigen Deckungsgrad ausweisen können.
Ohne Bekenntnis zu korrekter Überschussverteilung kein Entgegenkommen für Lebensversicherer 
Travail.Suisse, der unabhängige Dachverband der Arbeitnehmenden, fordert, dass dem Begehren nach weniger rigiden Solvenzvorschriften nur entgegengekommen wird, wenn die Lebensversicherer ein klares Bekenntnis zum Nettoprinzip ablegen. Mit einer korrekten Überschussverteilung braucht es auch keine weitere Senkung des Umwandlungssatzes, nach welcher die Lebensversicherer am lautesten schreien. 

Wenn die Lebensversicherer endlich zu mehr Ehrlichkeit zurückkehrten, könnte Hand zu durchaus sinnvollen Lösungen geboten werden. Denn Solvenzbestimmungen auf längerfristiger Basis würden es erlauben, für die Versicherten langfristig bessere Renditen dank höheren Aktienanteilen zu erzielen. Zudem könnten der Wirtschaft liquide Mittel in einem grösseren Umfang zur Verfügung gestellt werden. 
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� Zusammenfassung in der Schweizerischen Zeitschrift für Sozialversicherung und berufliche Vorsorge, 1/2009 unter dem Titel: Participation aux éxcedents en matière de prévoyance professionnelle: legalité de la méthode de calcul basée sur le rendement.





